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Einleitung

Die Teilklage ist ein in seiner Bedeutung unterschätztes Institut des Zivilpro-
zessrechts. In der Praxis der Rechtsverfolgung wird ihr Potenzial kaum aus-
geschöpft; in der rechtswissenschaftlichen Forschung wird kaum gewürdigt, wie 
sie an den Grundfesten bedeutender prozessrechtlicher Figuren rührt. Das zivil-
prozessuale Schrifttum hat sich bislang mit einzelnen Aspekten der Teilklage 
beschäftigt.1 Nur wenige Arbeiten nehmen darüber hinaus mehrere prozessuale 
Berührungspunkte der Teilklage in den Blick.2 Was bislang fehlt, sind Grund-
legung, Wesensbeschreibung und Funktionalisierung.

A.  Ziel der Untersuchung

Die Entscheidung für die Erhebung einer Teil- anstelle einer Vollklage im Zivil-
prozess ist nicht beliebig und kann nur getroffen werden, wenn die Maßstäbe 
dafür bekannt sind. Ziel dieser Untersuchung ist es, das Wesen der Teilklage 
herauszuarbeiten. Dieses offenbart sich am ehesten in einer Beschäftigung mit 
den dogmatischen und begrifflichen Grundlagen der Teilklage sowie ihren Vor-
zügen und Nachteilen.

Die zuletzt benannten Chancen und Risiken von Teilklagen sollen nicht 
um ihrer selbst willen untersucht werden. Die Ergebnisse einer solchen Unter-
suchung können für konkrete prozessuale Fragestellungen nutzbar gemacht 
werden. Die Chancen einer Teilklage werden dort relevant, wo der Kläger die 
Beschränkung auf die Erhebung einer Teil- anstelle einer Vollklage bewusst als 
prozesstaktisches Mittel nutzt. Die beabsichtigte Senkung des Prozesskostenrisi-
kos ist dabei nur ein kleiner Ausschnitt der zu betrachtenden Vorteile. Vielmehr 

1  Unermüdlich hinsichtlich der Frage der Reichweite der Rechtskraft der Entscheidung 
über eine Teilklage, vgl. dazu etwa Assmann, Zweite Erlanger FS  Schwab, 2000, S. 1 ff.; 
Batsch, ZZP 86 (1973), 254 ff.; Beinert, Umfang der Rechtskraft, 2000; Kuschmann, FS Schie-
dermair, 1976, S. 351 ff.; Leipold, FS Zeuner, 1994, S. 431 ff.; Marburger, GS Knobbe-Keuk, 
1997, S. 187 ff.; Oberhammer, FS Kollhosser, 2004, S. 501 ff.; Klaus Schmidt, Rechtskrafter-
streckung, 1971; Schollmeyer, AcP 76 (1890), 439 ff.; Schulte, Rechtskrafterstreckung, 1999; 
Zeiss, NJW 1968, 1305 ff.; Zitelmann, ZZP 8 (1885), 254 ff.

2  Beachte Draub, Teilklage, 1930; Fenge, FS Pieper, 1998, S. 31 ff.; Friedrich, Teilklage, 
1995; Goebel, PAK 2002, 144 ff.; Kuhn, Teilklage, 1933; Kulaksiz, Teilklage, 2004; Prechtel, 
ZAP Fach 13 2010, 1621 ff.; H. Wendt, Teilklage, 1937.
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können der erzielbare Nutzen und die anfallenden Prozesskosten im Verhält-
nis zwischen Teil- und Vollklage genau austariert werden. Zu fragen ist auch, 
welche Grenzen der prozesstaktische Einsatz einer Teilklage kennt. Die Risiken 
einer Teilklage dagegen betrachtet der Kläger dort mit Argwohn, wo ihm die 
Beschränkung auf eine Teilklage als Verhaltensanforderung zur Senkung von 
Prozesskosten auferlegt wird. So wird etwa im Bereich der Prozesskostenhilfe 
und der Rechtsschutzversicherung dem Begünstigten aufgrund wirtschaftlicher 
Erwägungen ein kostensparendes Verhalten abverlangt. Eine Verweisung auf 
die Erhebung einer Teil- anstelle einer Vollklage ist dann unzulässig, wenn dies 
keinen gleichwertigen Rechtsschutz mehr verspricht. Die Hilflosigkeit bei der 
Beantwortung dieser Frage (bislang wurden dazu nur offensichtliche Einzelfälle 
entschieden3) zeigt, dass es an einem umfassenden Verständnis für das Wesen 
der Teilklage fehlt.

Genau dies will die vorliegende Untersuchung erreichen und wird dabei 
die Teilklage als Querschnittsmaterie darstellen, die verschiedene prozessuale 
Figuren und Institute berührt. Eine Durchdringung erfolgt anhand eines intra-
disziplinären Ansatzes, indem den öffentlich-rechtlichen, rechtshistorischen 
und rechtsvergleichenden Bezügen des Forschungsgegenstandes nachgegangen 
wird, aber auch anhand eines interdisziplinären Ansatzes: Die Ergebnisse sollen 
abschließend in der Systematik der ökonomischen Theorie des Rechts verortet 
und damit für eine übergeordnete Forschungsfrage fruchtbar gemacht werden. 
Um der Bedeutung der Teilklage gerecht zu werden, gibt die Arbeit Antworten 
auf kleine Fragen (etwa zur Auslegung des Tatbestandsmerkmals der Mutwil-
ligkeit im Recht der Prozesskostenhilfe gemäß § 114 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 ZPO 
und zur Beurteilung der Wirksamkeit Allgemeiner Bedingungen für die Rechts-
schutzversicherung) und große Fragen (etwa zur ökonomischen Analyse des Zi-
vilprozessrechts) und bietet Lösungen zu Problemen der Grundlagenforschung 
(Verankerung der zivilprozessualen Dispositionsmaxime) wie auch der anwalt-
lichen Praxis (Handhabung der Teilklage im Bereich der Prozesstaktik und des 
Kostenhilferechts).

B.  Gegenstand der Untersuchung

Die Arbeit beschäftigt sich mit Teilklagen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
sowohl im Rahmen der innerstaatlichen als auch der grenzüberschreitenden 
Rechtsverfolgung. Im Bereich des Kostenhilferechts beschränkt sich die Dar-
stellung auf die Leistungen eines Rechtsschutzversicherers sowie Leistungen 
im Rahmen der Prozesskostenhilfe. Von immenser praktischer Bedeutung sind 
freilich auch die Regelungen zur Verfahrenskostenhilfe gemäß §§ 76 ff. FamFG. 

3  Vgl. dazu unten S. 109.



	 C.  Gang der Untersuchung� 3

Hier finden die zu untersuchenden Vorschriften der Zivilprozessordnung über die 
Prozesskostenhilfe entsprechende Anwendung, vergleiche § 76 Abs. 1 FamFG.

C.  Gang der Untersuchung

Die Untersuchung zum Wesen der Teilklage wird deren Grundlagen, Chancen 
und Risiken betrachten. Die vorgefundenen Ergebnisse werden schließlich in 
die Systematik der ökonomischen Theorie des Rechts eingeordnet.

Zu den Grundlagen der Teilklage zählt zunächst eine Auseinandersetzung 
mit deren Zulässigkeit im Zivilprozessrecht. Eine Annäherung auf rechts-
dogmatischen, rechtshistorischen und rechtsvergleichenden Wegen wird zeigen, 
dass sich die Anerkennung von Teilklagen stets auf die zivilprozessuale Dis-
positionsmaxime zurückführen lässt. Nach einer Erläuterung der maßgeblichen 
Begriffe und Kategorien folgt eine Untersuchung zum Gegenstand der Teilung 
im Fall einer Teilklage. Die hier aufgestellte These soll anhand der einzelnen 
Rechtsschutzformen verifiziert werden. Abschließend werden Feststellungen 
zum Streitgegenstand und Streitwert einer Teilklage getroffen. Auf diese Grund-
lagen kann im weiteren Verlauf der Arbeit zurückgegriffen werden.

Um die mit einer Teilklage verbundenen Vorzüge zu erarbeiten, werden zu-
nächst Grundzüge und Grenzen der Prozesstaktik vorgestellt. Danach werden 
prozessuale Figuren und Institute erläutert, bei denen infolge der Beschränkung 
auf eine Teilklage eine Verbesserung der Rechtsstellung des Klägers eintreten 
kann. Dazu zählen Fragen der Rechtshängigkeit, der sachlichen Zuständigkeit 
von Gerichten, der Zulässigkeit von Rechtsbehelfen, der Art des Verfahrens, 
der Vollstreckbarkeit, der Gegenangriffsmöglichkeiten des Beklagten sowie des 
Prozesskostenrisikos. Da es sich bei der Teilklage um eine Querschnittsmaterie 
handelt, sind die einzelnen Institute zunächst in ihrem Wesen und Zweck zu 
untersuchen, soweit dies für die Ausführungen zur Teilklage erforderlich ist. 
Danach werden die prozesstaktische Relevanz sowie die Zulässigkeit der Be-
schränkung auf eine Teilklage erörtert.

Um die Risiken der Teilklage darzustellen, ist zunächst die thematische 
Einbettung ins Kostenhilferecht aufzubereiten. Dazu wird der Zugang zu den 
Gerichten im Spannungsfeld zwischen verfassungsrechtlicher Gewährleistung 
und Finanzierbarkeit vorgestellt. Für das Recht der Prozesskostenhilfe sowie der 
Rechtsschutzversicherung wird die Verweisung auf eine Teilklage als prozess-
kostensparende Verhaltensanforderung untersucht. Ob dies zumutbar ist, kann 
sich nur in einer Betrachtung aller mit der Beschränkung auf eine Teilklage 
einhergehenden prozessualen und materiellrechtlichen Nachteile zeigen. Dazu 
werden Probleme der ordnungsgemäßen Klageerhebung, der Verbindung mit 
einer Stufenklage, der Reichweite von Rechtshängigkeit und Rechtskraft, der 
Nachschiebung des zunächst nicht eingeklagten Teils, der Beteiligung Dritter 
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am Rechtsstreit, der sachlichen Zuständigkeit von Gerichten, der Zulässigkeit 
von Rechtsbehelfen, der Art des Verfahrens, der materiellrechtlichen Gegen-
rechte des Beklagten sowie der Senkung von Prozesskosten erörtert. In jedem 
dieser Abschnitte sind die Grundlagen der einzelnen Institute darzulegen, soweit 
dies für das Verständnis der Probleme im Bereich der Teilklage erforderlich ist. 
Auch sind für Beeinträchtigungen der klägerischen Rechtsstellung Lösungsvor-
schläge zu entwickeln. Angesichts dessen kann die Frage beantwortet werden, 
ob den Verhaltensanforderungen im Bereich der Prozesskostenhilfe sowie der 
Rechtsschutzversicherung eine Verweisung auf die Erhebung einer Teil- anstelle 
einer Vollklage zu entnehmen ist.

Abschließend werden die Erkenntnisse vor dem Hintergrund der ökonomi-
schen Theorie des Rechts gewürdigt. Dazu sind zunächst deren Relevanz für 
rechtswissenschaftliche Forschungsfragen sowie die maßgeblichen Konzeptio-
nen und Begriffe vorzustellen. Die Unterscheidung nach positiver und norma-
tiver ökonomischer Theorie des Rechts soll sich dann in den Schwerpunkten 
dieser Arbeit, den Chancen der Teilklage als prozesstaktisches Mittel sowie den 
Risiken der Teilklage als prozessuale Verhaltensanforderung im Bereich der 
Prozesskostenhilfe und der Rechtsschutzversicherung, widerspiegeln.



Kapitel 1

Die Grundlagen der Teilklage

Um das Wesen der Teilklage zu erforschen, wird zunächst ein grundlegendes 
Verständnis für die Zulässigkeit der Teilklage (A.), die in dieser Arbeit ver-
wendeten Begriffe und Kategorien (B.) sowie den Gegenstand der Teilung (C.) 
geschaffen. In allgemeinem Rahmen werden zudem Fragen der Reichweite des 
Streitgegenstands (D.) und der Ermittlung des Streitwerts bei Teilklagen (E.) 
geklärt.

A.  Die Zulässigkeit von Teilklagen

Die Gegenwärtigkeit der Teilklage in der zivilprozessualen Praxis verleitet 
dazu, ihre Zulässigkeit nicht zu untersuchen. So liest man die ebenso knappe 
wie pauschale Feststellung, die „grundsätzliche Zulässigkeit“ von Teilklagen 
sei „allgemein anerkannt“.1 Dies genügt nicht zur Ergründung des Wesens der 
Teilklage. Daher soll im Folgenden zunächst die Verankerung der Teilklage in 
der zivilprozessualen Dogmatik untersucht werden (I.). Anschließend werden 
die Rechtsgeschichte (II.) und ausländische Rechtsordnungen (III.) zu einer ver-
gleichenden Betrachtung herangezogen. Für die Zwecke dieses Abschnitts ist 
der Begriff der „Zulässigkeit“ von Teilklagen nicht als das Vorliegen der Sach-
urteilsvoraussetzungen zu verstehen. Es geht um die vorgelagerte Frage, ob eine 
Prozessordnung Teilklagen dergestalt anerkennt, dass sie für den Kläger eine 
sinnvolle, nicht sanktionierte prozessuale Handlungsmöglichkeit darstellen.

I.  Rechtsdogmatischer Befund

1.  Fehlende Positivierung

Bis 31. 12. 1980 war die Erhebung einer Teilklage noch im Armenrecht als Vor-
läufer des Rechts der Prozesskostenhilfe angelegt.2 Heute findet sich in der ZPO 
keine ausdrückliche Regelung mehr. Das Vorhandensein der Teilklage lässt sich 
allenfalls erahnen: So kann einer quantitativen Erweiterung des Klageantrags 

1  Ohne weitere Belege etwa Marburger, GS Knobbe-Keuk, 1997, S. 187, 188.
2  „[…] wenn […] eine […] Partei […] nur einen Teil des Anspruchs geltend machen 

würde“, § 114 Abs. 1 S. 2 Var. 2 ZPO a. F., BGBl. I 1950, 544. Vgl. dazu unten S. 106.
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gemäß § 264 Nr. 2 ZPO eine Teilklage vorausgegangen sein.3 Demgegenüber 
sieht das Gesetz an anderen Stellen durchaus eine Vornahme von Teil-Prozess-
handlungen vor (für das Teilanerkenntnis vergleiche § 307 S. 1 Var. 2 ZPO, für 
das Teilurteil vergleiche § 301 Abs. 1 S. 1 ZPO). Für sonstige Prozesshandlun-
gen finden sich keine entsprechenden Regelungen. Die Beschränkung auf die 
Erhebung einer Teilklage soll daher anhand allgemeiner Grundsätze untersucht 
werden.

2.  Ausdruck der Dispositionsmaxime

Als Ausdruck der Dispositionsmaxime4 können die Parteien über den Streit-
gegenstand und das Verfahren hierüber frei verfügen.5 Dieser Grundsatz gilt 
nicht nur im nationalen, sondern auch im europäischen Zivilprozessrecht.6 Es 
steht allein dem Kläger zu, ein Verfahren einzuleiten, den Anspruch also entwe-
der gerichtlich geltend zu machen oder dies nicht zu tun.7 Daneben ist er auch 
befugt, die Reichweite des Streitgegenstands zu bestimmen.8 Somit entscheidet 
er darüber, welchen Teil seines Anspruchs er wann gerichtlich geltend macht. In 
diesem Sinne wird die Erhebung einer Teilklage als Ausdruck des Grundsatzes 
der Parteiherrschaft im Zivilprozess für zulässig erachtet.9

Dennoch wird die Zulässigkeit von Teilklagen eingeschränkt. Ausgangs-
punkt ist eine Abwägung der Dispositionsmaxime mit gegenläufigen Interessen, 
namentlich der Prozessökonomie10 und der Schutzwürdigkeit des Beklagten.11 

3  Schollmeyer, AcP 76 (1890), 439, 442 zu § 240 Nr. 2 CPO; H. Wendt, Teilklage, 1937, 
S. 5 zu § 268 Nr. 2 ZPO a. F.; Zeiss, NJW 1968, 1305 zu § 268 Nr. 2 ZPO a. F.

4  Für beispielhafte Normen der ZPO vgl. den umfassenden Überblick bei Brüggemann, 
Judex statutor und judex investigator, 1968, S. 103.

5  Bettermann, ZZP 91 (1978), 365, 387; Braun, Zivilprozessrecht, 2014, S. 73; A. Bruns, 
ZZP 124 (2011), 29, 35; Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, 172010, § 76 Rn. 1; 
Musielak/Voit/Musielak, Einleitung Rn. 35; Pohlmann, Zivilprozessrecht, 32014, § 2 Rn. 52; 
MüKo-ZPO/Rauscher, Einleitung Rn. 290 f.; Schreiber, Jura 1988, 190.

6  A. Bruns, in: A. Bruns/Münch/Stadler (Hrsg.), Die Zukunft des Zivilprozesses, 2014, 
S. 53, 58.

7  Braun, Zivilprozessrecht, 2014, S. 74; MüKo-ZPO/Rauscher, Einleitung Rn. 296; Schrei-
ber, Jura 1988, 190, 191.

8  Braun, Zivilprozessrecht, 2014, S. 77 f.; Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, 
172010, § 76 Rn. 3; Pohlmann, Zivilprozessrecht, 32014, § 2 Rn. 55; Schreiber, Jura 1988, 190, 
192.

9  Batsch, ZZP 86 (1973), 254; Beinert, Umfang der Rechtskraft, 2000, S. 18; Eckardt, Jura 
1996, 624; Friedrich, Teilklage, 1995, S. 1 f.; Habscheid, FamRZ 1962, 352, 353; Hess, Zivil-
prozessrecht, 302011, § 24 Rn. 9; Lindacher, ZZP 76 (1963), 451, 452; Zeiss, NJW 1968, 1305.

10  Adolphsen, Zivilprozessrecht, 52016, § 8 Rn. 28: „Interesse des Staates am sparsamen 
Einsatz von Justizressourcen“; R. Bruns, Zivilprozeßrecht, 21979, Rn. 235a: „Möglichkeit 
einer unerwünschten Mehrheit von Prozessen“.

11  Braun, Zivilprozessrecht, 2014, S. 473–476; schon Jastrow, ZZP 9 (1886), 385, 395: 
„das Verfahren muthet dem Beklagten eine doppelte Einlassung, dem Gericht eine doppelte 
Entscheidung zu“; Zeiss, NJW 1968, 1305.


